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UNO Organisation der Vereinten Nationen
BV Bundesverfassung
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten

ONU Organisation des Nations unies
Cst Constitution fédérale
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im März 2022 verlangte Ständerat Minder (parteilos, SH) vom Bundesrat mittels einer
Motion den Miteinbezug der Bundesversammlung bei der innerschweizerischen
Entscheidfindung zu militärischen Interventionen des UNO-Sicherheitsrates während
der Schweizer Mitgliedschaft in der Periode 2023/24. Die Bundesversammlung
beteilige sich laut BV «an der Gestaltung der Aussenpolitik», daher müsse der
Bundesrat bei «Ultima ratio-Massnahmen des Sicherheitsrates die Legislative vorab
adäquat» miteinbeziehen, argumentierte Minder. Die Mitwirkung könne entweder in
Form eines einfachen Bundesbeschlusses oder – bei zeitlicher Dringlichkeit – durch die
Einberufung einer ausserordentlichen Session sichergestellt werden. Sollte beides nicht
möglich sein, müsse der Bundesrat zumindest die Aussenpolitischen Kommissionen
beider Räte konsultieren. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat auf seinen
Bericht in Erfüllung des Postulats 19.3967, in welchem er verschiedene
Mitwirkungsmöglichkeiten des Parlaments während des Einsitzes im UNO-
Sicherheitsrat aufgezeigt hatte. Ein Zusatzbericht des EDA zur Autorisierung
militärischer Interventionen habe gezeigt, dass für eine Konsultation der gesamten
Aussenpolitischen Kommissionen nicht genügend Zeit bleibe. Daher habe man
beschlossen, in diesen dringenden Fällen die Präsidenten oder Präsidentinnen beider
Kommissionen zu konsultieren und den Rest der Kommissionen nachträglich über die
vorgesehenen Kanäle zu informieren. Der Bundesrat beantragte folglich die Ablehnung
der Motion. 

In der Sommersession 2022 – kurz nach der Wahl der Schweiz in den UNO-
Sicherheitsrat – gelangte der Vorstoss in den Ständerat. Motionär Minder appellierte an
seine Ratskolleginnen und -kollegen, dass es demokratiepolitisch wichtig sei, das
Parlament an derart wichtigen Entscheiden teilhaben zu lassen. Er bezeichnete seine
Motion als «mehr als verhältnismässig», da sie sich nur auf sehr weitgehende
Resolutionen gemäss Artikel 42 der UNO-Charta beschränke und solche bisher erst
dreimal vom Sicherheitsrat autorisiert worden seien. Das Argument des Bundesrats,
dass eine Konsultation des Parlaments oder zumindest der Kommissionen aus
Zeitgründen nicht möglich sei, liess er nicht gelten. Solche Resolutionen kämen nicht
über Nacht, sondern würden sich über mehrere Wochen anbahnen, hielt Minder
dagegen. Bundesrat Cassis betonte, dass der Einbezug des Parlaments dem gesamten
Bundesrat ein wichtiges Anliegen sei, weshalb man im Rahmen des genannten Postulats
gemeinsam mit den Aussenpolitischen Kommissionen eine Lösung erarbeitet habe. Die
Konsultation der Kommissionsvorsitzenden ermögliche die Vereinbarkeit der
aussenpolitischen Handlungsfähigkeit mit der in der Verfassung festgelegten
Verantwortlichkeit gegenüber dem Parlament. Der Ständerat folgte der Logik des
Bundesrats und lehnte die Motion mit 23 zu 12 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Die Ja-
Stimmen stammten mehrheitlich von Mitgliedern der SVP- und der Mitte-Fraktion. 1
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